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Information der betroffenen Personen () bei 

Direkterhebung (Art. 13 DS-GVO i.V.m. § 8 NDSG) 

Nationales Waffenregister 

 

Verantwortlicher: 

Stadt Lingen (Ems), Elisabethstraße 14–16, 49808 Lingen (Ems) (Deutschland) 

Tel: 0591 9144-0, Web: https://www.lingen.de/ 

 

Gesetzlicher Vertreter: 

Oberbürgermeister Dieter Krone 

 

Datenschutzbeauftragter: 

ITEBO GmbH, Tel: 0541 9631 222, E-Mail: dsb@itebo.de 

 

Angaben zur Verarbeitungstätigkeit: 

Zwecke der Verarbeitungstätigkeit: 

Führung eines Registers zur Verwaltung der Waffenbesitzer gemäß des Gesetzes zur 

Errichtung eines Nationalen Waffenregisters (NWRG) 

 

Rechtsgrundlage der Verarbeitungstätigkeit: 

Die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung gem. Art. 6 Abs. 1 lit. c DS-

GVO erforderlich. 

 

Gesetz zur Errichtung eines Nationalen Waffenregisters (Nationales-Waffenregister-Gesetz-

NWRG) § 5 i. V. m. § 3 und 4 NWRG 

 

Kategorien von Empfängern: 

Dritter (Das Übermitteln personenbezogener Daten durch und an Waffenbehörden richtet 

sich nach den nachfolgenden spezialgesetzlichen Vorschriften des NWRG (§§5 i. V. m. 3 

und 4), soweit sich nicht 

Übermittlungspflichten aus anderen Gesetzen ergeben oder ausdrücklich auf das 

allgemeine Datenschutzrecht verwiesen ist. 

Bundesverwaltungsamt als Registerbehörde  - Zur Erfüllung der in § 5 NWRG genannten 

Aufgaben Bundeszentralregister - Zur Erfüllung der in § 5 Absatz 5 Nr. 1 Waffengesetz 

(WaffG) genannten Aufgaben 

Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt 

worden sind oder noch offengelegt werden 
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Staatsanwaltliches Verfahrensregister - Zur Erfüllung der in § 5 Abs. 5 Nr. 2 WaffG 

genannten Aufgaben 

Örtliche Polizeidienststelle - Zur Erfüllung der in § 5 Abs. 5 Nr. 3 WaffG genannten 

Aufgaben) 

 

Datentransfer in ein Drittland: 

Es liegt keine geplante Übermittlung in Drittstaaten vor. 

 

Zusätzliche Informationspflichten: 

Speicherdauer der personenbezogenen Daten: 

§ 18 NWRG 

Die Registerbehörde löscht auf Veranlassung der 

zuständigen Waffenbehörde die im Nationalen 

Waffenregister gespeicherten Daten, wenn sie zur 

Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind. 

Im Übrigen werden die im Nationalen Waffenregister 

gespeicherten Daten auf Veranlassung der 

zuständigen Waffenbehörde gelöscht: 

1. in den Fällen des § 3 Nummer 1 Buchstabe b, 

Nummer 2, 3, 8, 17, 19, 21, 22, 23 und 24 nach 

Ablauf von 20 Jahren nach Aufgabe oder der 

endgültigen Entziehung des letzten Waffenbesitzes 

durch den Erlaubnisinhaber oder nach Ablauf von 20 

Jahren nach dessen Tod, 

2. Im Fall des § 3 Nummer 7 nach Ablauf von 20 

Jahren nach Erlöschen der Erlaubnis, 

3. In den Fällen des § 3 Nummer 1 Buchstabe a, 

Nummer 4, 5, 9, 11, 12 und 20 einen Monat nach 

Erlöschen der Erlaubnis, 

4. In den Fällen des § 3 Nummer 16 mit Erlöschen 

der Erlaubnis oder der Nebenbestimmung, 

5. Im Fall des § 3 Nummer 11 Buchstabe a nach 

Ablauf von 30 Jahren nach Einstellung des Betriebes, 

6. In den Fällen des § 3 Nummer 11 Buchstabe b 

nach Ablauf von 20 Jahren nach Einstellung des 

Betriebes, 

7. In den Fällen des § 3 Nummer 13, 14 und 15 nach 

Ablauf von 20 Jahren nach Erteilung der Erlaubnis, 

8. Im Fall des § 3 Nummer 6 bei Tod des 

Erlaubnisinhabers oder bei Rückgabe des 

Erlaubnisdokumentes, 

9. Im Fall des § 3 Nummer 18 nach bestandskräftiger 

oder rechtskräftiger Aufhebung des Waffen-verbotes 

 

Rechte der betroffenen Person: 
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Sie haben ein Recht auf Auskunft (gem. Art. 15 DS-GVO i.V.m. § 9 NDSG) seitens des 

Verantwortlichen über die Sie betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf 

Berichtigung (Art. 16 DS-GVO), Löschung (Art. 17 DS-GVO), und auf Einschränkung der 

Verarbeitung (Art. 18 Abs. 1 DS-GVO). Des Weiteren haben Sie ein Widerspruchsrecht 

gegen die Verarbeitung (Art. 21 DS-GVO) sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 

DS-GVO). 

 

Möchten Sie von Ihren Rechten Gebrauch machen, wenden Sie sich bitte an den oben 

genannten Datenschutzbeauftragten. 

 

Beschwerderecht: 

Sie haben ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde. 

 

Pflicht zur Bereitstellung der personenbezogenen Daten: 

Die Bereitstellung der personenbezogenen Daten über die betroffene Person ist teilweise 

gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben. 

 

Folgen der Nichtbereitstellung: 

Bei Nichtbereitstellung kann kein Registereintrag erfolgen. 

 

Automatisierte Entscheidungsfindung: 

Es erfolgt keine automatisierte Entscheidungsfindung bzw. Profiling. 


